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Teenager sollen nicht mehr Rentner werden
Die geplante IV-Reform will bei den jungen psychisch Kranken Gegensteuer geben

fon. Sie sind die grössten Sorgenkinder
der Invalidenversicherung: die Teenager
und Jungen, die aus psychischen Grün-
den eine IV-Rente erhalten. Ihre Zahl
hat in den letzten zwei Jahrzehnten ste-
tig zugenommen, bei den 18- und
19-Jährigen um satte 6 Prozent jährlich,
bei den 20- bis 24-Jährigen um 2 Pro-
zent. Und anders als bei den Erwachse-
nen, bei denen die Neuberentungen in
den letzten Jahren deutlich gesenkt wer-
den konnten, bewegt sich der Zustrom
neuer junger IV-Rentner weiterhin auf
hohem Niveau.

Familiäre Vorbelastung

Diese Problemgruppe steht denn auch
im Mittelpunkt der geplanten IV-Re-
form, die der Bundesrat diese Woche
verabschiedet hat. Junge Menschen sol-
len enger begleitet werden und erst dann
eine IV-Rente erhalten, wenn alle Mass-
nahmen zur beruflichen Eingliederung
ausgeschöpft wurden bzw. gescheitert
sind. Doch wer sind eigentlich diese psy-

chisch kranken Jungen?Undwarumgibt
es so viele von ihnen? Vorweg ist festzu-
halten, dass die Schweiz mit dieser nega-
tiven Tendenz nicht alleine dasteht. Laut
OECD ist die Entwicklung in anderen
Industriestaaten ähnlich oder, etwa in
Schweden, noch schlimmer. Eine schlüs-
sige Erklärung, weshalb das so ist, fehlt.
Die Annahme, dass die Jungen heute
weniger robust, weniger diszipliniert
und weniger arbeitswillig seien als frü-
here Generationen, trifft laut Psycho-
loge Niklas Baer von der Psychiatrie
Baselland jedenfalls nicht zu. Baer hat
im Auftrag des Bundesamts für Sozial-
versicherungen eine Studie zu diesem
Komplex mitverfasst, die letztes Jahr
veröffentlicht wurde. Die Zahl der psy-
chisch kranken Jungen sei im Laufe der
Jahre nicht gestiegen, die Störungen
würden heute einfach besser erkannt
und professionell behandelt, so Baer.

Gemäss der Studie stammen rund 40
Prozent der Jugendlichen aus einem
vorbelasteten Elternhaus, wo bereits
Mutter oder Vater psychisch beeinträch-

tigt sind. Bei einem Viertel sind Kon-
flikte, Vernachlässigung und Gewalt in
der Familie dokumentiert. Und ein
Sechstel kommt aus Familien, in denen
ebenfalls bereits mindestens ein Eltern-
teil sozialhilfeabhängig oder berentet
war. Unter den jungen Rentnern sind
Frauen und Männer in etwa gleicher
Zahl zu finden, undAusländer sind nicht
übervertreten.

Die IV-Reform ist nicht auf Junge
ausgerichtet, die schwereGeburtsgebre-
chen wie Intelligenzminderung oder
Autismus aufweisen undmeist eine Son-
derschule besuchen; sie sollenwie bisher
auf die IV-Rente zählen können. Im
Fokus stehen vielmehr jene Jugend-
lichen, die zwar den normalen Unter-
richt besuchen, aber an einer psychi-
schen Krankheit – etwa einer Persön-
lichkeitsstörung oder Schizophrenie –
leiden und emotional instabil oder stark
verhaltensauffällig sind. Der Umgang
mit solchen Jungen gestaltet sich nach
Erfahrung von Niklas Baer häufig
schwierig, beispielsweise, wenn sie we-

nig Einsicht zeigen und ihre Medika-
mente nicht nehmen.Heute würde diese
Problemgruppe von der IVwie auch von
denÄrzten zu früh «aufgegeben» und in
Rente geschickt, so Baer.

Auch Arbeitgeber gefordert

Mit der geplanten IV-Reform soll sich
das nun ändern. Der Bundesrat will da-
bei aber nicht so weit gehen wie der
Arbeitgeberverband, der fordert, unter
30-Jährigen keine Rente auszurichten.
Baer hält den Entscheid des Bundes-
rates für falsch: Für Junge müsse klar
sein, dass sie in keinem Fall eine Rente
erhielten, denn wer erst einmal berentet
sei, finde so gut wie nie mehr denWeg in
einen Beruf. Man solle die Jugendlichen
vielmehr mit Taggeldern unterstützen
und sie zu Beschäftigungen anhalten.
Doch der Druck auf die Jungen allein
genügt laut Baer nicht, damit sich die
Situation bessert. Auch die IV-Stellen,
die Berufsausbilder und die Arbeit-
geber müssten ihren Beitrag leisten.

«Das war ein Versagen»
Thomas Cueni vom Steuerungsausschuss der Pro-Kampagne über den Abstimmungskampf zur Unternehmenssteuerreform

Die Befürworter der Steuer-
reform hätten die Volks-
abstimmung gewinnen können,
sagt Thomas Cueni. Doch
die Kampagne sei voller Fehler
gewesen.

Herr Cueni, was ist in Ihrer Kampagne
für die Steuerreform schiefgelaufen?
DieGegenseite war besser, undwirmüs-
sen über die Bücher. Die Abstimmung
wäre zu gewinnen gewesen. Die Vorlage
war zwar nicht einfach zu verstehen,
aber gemessen an der Grundstimmung
in der Bevölkerung war die Stossrich-
tung – Steuerprivilegien abschaffen und
wettbewerbsfähig bleiben – mehrheits-
fähig. Auch die These, dass EvelineWid-
mer-Schlumpf die Vorlage versenkt
habe, stütze ich nicht, denn die Stim-
mung kippte schon Anfang Januar, etwa
drei Wochen vor ihrer Intervention. Die
Stimmung kippte, weil die Gegner die
einfacheren, griffigeren Argumente hat-
ten. Zudem spielte auch die Art unserer
Kampagne eine wesentliche Rolle.

Können Sie das genauer erklären?
Da war die an alle Haushalte geschickte
Gewerbezeitung, die versuchte, SP-Poli-
tiker ins Lager der Befürworter zu
schreiben. Ebenso kontraproduktiv war
die Studie des Instituts BAK, aufgrund
deren die Pro-Kampagne mit überrisse-
nen Zahlen argumentierte. Dies verun-
sicherte unsere Seite, und bei der SP
schlossen sich die Reihen.

Kämpfen Sie nicht auch mit einem
Grundproblem des Verlusts des Vertrau-
ens in dieWirtschaft und besonders in die
Grosskonzerne?
Ich kann die These des Vertrauensver-
lusts gegenüber den grossen Firmen
nicht mehr hören. Wir wissen von Um-
fragen, dass die Schweizer erkennen,
wie wichtig multinationale Firmen wie
Roche, Novartis, Nestlé und ABB für
unser Land sind. Über 80 Prozent äus-
sern sich in dieser Richtung. Aber wir
haben es in dieser Frage versäumt, einen
Teppich zu legen, um anhand von nach-
vollziehbaren Beispielen zu zeigen, dass
auch der Bäcker von nebenan, der Wirt,
der Metzger, der Spengler und viele
andere Zulieferer letztlich von den

Grossen profitieren. Zudem ist es uns
nicht gelungen, zu zeigen, dass die meis-
ten Grossfirmen als Folge der Steuer-
reform gleich viel odermehr Steuern be-
zahlt hätten als vorher, während die
KMUprofitiert hätten. Das war ein Ver-
sagen.

Offenkundig haben viele Bürger Ihnen
nicht geglaubt. Warum nicht?
Bei Reformprojekten muss man zwin-
gend lange vor der Volksabstimmung
den Dialog führen. Das ist hier nicht
passiert. Für die Genschutz-Kampagne
in den 1990er Jahren hatten wir acht
Jahre vor der Abstimmung begonnen,
Grundinformationen zu liefern.

In jüngerer Zeit ist die Wirtschaft bei
mehreren gewichtigen Themen an der
Urne aufgelaufen. Liegt hier nicht ein tie-
fergehendes Malaise vor?

Wir müssen uns infrage stellen. Wichtig
ist auch eine unabhängige externe Ana-
lyse. Wir haben zu spät angefangen, wir
waren weniger flexibel und haben zu
wenig schnell reagiert auf eine geschick-
te Kampagne der SP.Man kann eine sol-
che Kampagne für eine Vorlage auch
nicht mehr wie früher flächendeckend
mit einheitlichen und inzwischen auch
abgenutzten Botschaften führen.

Eine externe Analyse liessen Sie schon
nach dem Urnengang zur Einwande-
rungsinitiative von 2014 machen. Fruch-
teten jene Erkenntnisse nicht?
In der Europafrage hat man die Lehren
gezogen. Die Verbände gehen seit rund
anderthalb Jahren in die Regionen, um
den Dialog mit den Bürgern zu suchen.
Aber in derKampagne zur Steuerreform
hat man viele der damaligen Erkennt-
nisse nicht berücksichtigt. Auffällig ist
auch der enorme Rückstand bei den
sozialen Netzwerken. Diese haben mitt-
lerweile eine grosse Bedeutung. Viel zu
spät kam auch die vertiefte Meinungs-
und Motivforschung. Man muss wissen,
wo die Leute der Schuh drückt und was
sie letztlich dazu bewegt, Ja oder Nein zu
stimmen. Zudem müssen wir für strate-
gische Diskussionen vermehrt externe
Experten einbeziehen, die uns heraus-
fordern. Und es braucht eine stärkere
Einbindung der politischen Parteien.

Sollten nicht die Parteien statt die Wirt-
schaftsverbände die Kampagne führen?
Vor einigen Jahren haben die Dachver-
bände entschieden, sie könnten dies bes-
ser. Ich bin nicht sicher, ob dem so ist. Es
braucht eine stärkereRolle der Parteien.
Und am Schluss braucht es einen Chef-
dirigenten, der hinsteht.

Ein solcher fehlte also?
Wenn man zu viele Köche hat, die den
Brei verderben, ist es schwierig. Die
starke Kampagnenführung hat sicher
gefehlt.

Braucht es personelleÄnderungen an der
Spitze von Economiesuisse?
Das ist jetzt nicht die Frage. Jetzt muss
man die Prozesse und die Kampagne
analysieren. Es wäre verfrüht und läge
sicher nicht an mir, die Frage von perso-
nellen Änderungen zu stellen.

Interview: Hansueli Schöchli

Bedenken in den Wind geschlagen
gmü. Bern Thomas Cueni (vgl. Inter-
view) ist Generaldirektor der Inter-
nationalen Vereinigung der Pharma-
firmen inGenf. Als Geschäftsführer von
Interpharma, dem Schweizer Branchen-
verband, sass er bis Ende 2016 im Steue-
rungsausschuss der Befürworter-Kam-
pagne für die Unternehmenssteuer-
reform (USR) III, die am Sonntag deut-
lich abgelehnt wurde. Den Lead imAus-
schuss hatten Economiesuisse, der
Schweizerische Gewerbeverband und
die FDP. Vertreten waren zudem die
Branchenverbände Scienceindustries,
Swissholdings, Swissmem, die Bankier-
vereinigung sowie Guido Weber und
Urs Rellstab als unabhängige Kampa-
gnen-Experten; Rellstab war bis 2010

Kampagnenleiter von Economiesuisse.
Einzelne Ausschussmitglieder hatten
dem Vernehmen nach schon früh ge-
wisse Bedenken geäussert, etwa zur
Wahl der PR-Agentur Goal; diese wur-
den aber in den Wind geschlagen.

Mit seiner Kritik an der gescheiterten
Kampagne ist Cueni nicht allein. «Of-
fensichtlich hat die Pro-Kampagne kei-
ne Mehrheit überzeugen können», sagt
FDP-Generalsekretär Samuel Lanz,
«damit ist klar, dass sie ihr Ziel verfehlt
hat.» Dass die FDP-Basis der USR III
gemässUmfragen amdeutlichsten zuge-
stimmt hat, führt Lanz darauf zurück,
dass die FDP «eine eigene Kampagne
erstellt hat, um sich an die liberalen
Wähler in diesem Land zu richten».

ANZEIGE

«Wir müssen über die Bücher», sagt Thomas Cueni zur Kampagne der Wirtschaft für die Steuerreform. THOMAS DELLEY / KEYSTONE

kpdtlu
Textfeld
NZZ 17.2.2017




